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Bei anderen gelesen

Ursachen der Rückfallkriminalität in den USA

Der „Sozialistitscheskaja sakonnost“ 1979, Heft3, S.67f. 
entnahmen wir nachstehende Fakten;
Als Ursachen der Rückfallkriminalität in den USA sind u. a. zu 
nennen: die Uneffektivität der Strafjustiz, demoralisierende 
Auswirkungen der Korruption, Gesetzesverletzungen durch die 
zum Schutz des Rechts berufenen Organe, brutales Vorgehen 
gegenüber Verdächtigen, Angeklagten oder Verurteilten, Dis­
kriminierung von Vorbestraften sowie Schwierigkeiten bei Re­
sozialisierung.

Die Tätigkeit der Polizei wird in charakteristischer Weise 
kriminalisiert. Das tritt z. B. in ihren Verbindungen mit Ver­
brecherorganisationen in Erscheinung. Der frühere General­
staatsanwalt der USA, Cummings, erklärte: „Polizei und Staats­
apparat sind in einem solchen Maße von Korruption durch­
setzt und so eng mit der kriminellen Unterwelt verbunden, daß 
der Kampf gegen das Verbrechen praktisch unmöglich gewor­
den ist.“

Meinungsumfragen in den USA bestätigten die Brutalität 
der Polizei, besonders gegenüber Negern. So berichteten in 
Detroit 83 Prozent der Neger über Grausamkeiten der Polizei 
im Arrest. Die Polizisten hingegen halten derartige Grausam­
keiten für normal und empören sich über die „Liberalen“, die 
ihr Mißfallen darüber äußern, daß Polizisten „dem Neger die 
Nase einschlagen”.

Wesentlich beeinflußt wird die Zunahme der Rückfälligkeit 
auch durch die Uneffektivität der polizeilichen Tätigkeit, durch 
das niedrige Niveau der Straftatenaufklärung sowie durch die 
in den USA weit verbreiteten Vereinbarungen zwischen Be­
schuldigten und Verteidigung oder zwischen Beschuldigten un­
tereinander über das Schuldbekenntnis. Im Ergebnis derartiger 
Abreden werden gefährliche Verbrecher für unbedeutende 
Rechtsverletzungen strafrechtlich zur Verantwortung gezogen. 
Dadurch wird die präventive Einwirkung auf sie abgeschwächt 
und ihre Überzeugung bestärkt, daß sie stets verhältnismäßig 
„billig davon zu kommen“ vermögen.

Für die Justiz der USA sind lange Fristen von der Inhaf­

tierung bis zur Gerichtsverhandlung kennzeichnend, selbst 
wenn die Schuld eingestanden wurde und sich dadurch die 
Prozedur verkürzt In Dallas muß beispielsweise ein geständi­
ger Beschuldigter im Durchschnitt sechs Monate auf sein Ge­
richtsverfahren warten.

Da die Gerichte in den USA übermäßig belastet sind, wid­
men sie der Untersuchung der einzelnen Sache nicht die not­
wendige Zeit oder Aufmerksamkeit. Auch das verringert die 
individualpräventive Wirkung der Gerichtsverhandlung.

Begünstigt wird die Rückfallkriminaiität auch durch die 
Krise des Strafvollzugssystems. Die Gefängnisse der USA sind 
allgemein bekannt als „Schulen des Verbrechens“. Charakte­
ristisch sind Klassenantagonismus und Rassismus sowie die 
undifferenzierte Einweisung der Verurteilten und im Ergebnis 
dessen der Einfluß gefährlicher Verbrecher auf die übrigen 
Verurteilten.

Ein weiterer Grund für die Rückfallkriminalität liegt in der 
Diskriminierung der aus der Strafhaft Entlassenen. Die Ge­

setze sehen solche Institute wie den Erlaß oder die Tilgung 
der Vorstrafen nicht vor. Wer einmal eine Freiheitsstrafe ver­
büßt hat, gilt faktisch bis zum Tode als vorbestraft. Die wegen 
schwerer Verbrechen zu Freiheitsstrafe Verurteilten verlieren 
viele staatsbürgerliche Rechte, die nach der Entlassung aus 
dem Strafvollzug nicht wiederhergestellt werden. In einigen 
Bundesstaaten wird sogar das Recht auf Arbeit eingeschränkt 
Die Vorstrafe bedeutet damit für die Personen, die ihre Strafe 
verbüßt haben, ein Verbot für eine Reihe von Berufen.

Diese schwerwiegenden Beschränkungen der staatsbürger­
lichen Rechte für Personen, die eine Gefängnisstrafe verbüß­
ten, machen den repressiven Charakter der Gesetzgebung 
deutlich. Diese Personen bleiben ihr ganzes Leben als „Vor­
bestrafte“ Bürger „zweiter Klasse".

In den spezifischen Ursachen der Rückfallkriminalität wi­
derspiegeln sich auch die allgemeinen Ursachen der Krimina­
lität in der kapitalistischen Gesellschaft. Die soziale, ökono­
mische und rassische Ungleichheit übt beständig ihren kri­
minogenen'Einfluß aus und stimuliert den hohen Stand der 
Rückfallkriminalität, die nach Angaben des FBI 60 Prozent der 
Strafentlassenen übertrifft.
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